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Wir erlauben uns, den hierfolgenden Statuten, welche die 
Gemeindeordnung der Iſrael. Religionsgeſellſchaft zu bilden be— 
ſtimmt ſind, einige Bemerkungen voranzuſchicken. 

Die Frankfurter Kehillah, eines der älteſten Gemeinweſen 
Deutſchlands, war Jahunderte herab die Trägerin und Pflegerin 
des alten geſetzestreuen Judentums, gleich ausgezeichnet durch 
Frömmigkeit und Gelehrſamkeit, und wurde erſt ſeit dem Jahre 1808 
durch allmähliche Entfernung vom Religionsgeſetze und Entfremdung 
aller ihrer Inſtitutionen in das Gebiet der Reform übergeleitet. 

Die dem väterlichen Glauben Treugebliebenen kämpften lange 
vergebens gegen dieſe verderbliche, ihrer innigſten Ueberzeugung 
widerſprechende Richtung an. Erſt im Jahre 1850 gelang es ihnen, 
dem alten jüdiſchen Bekenntniſſe auf's neue eine religiöſe Gemein— 
ſchaft unter dem Namen: „Isragelitiſche Religionsgeſellſchaft“ mit 
ſtaatlicher Genehmigung zu bilden und alle für Lehre und Leben 
erforderlichen Inſtitutionen auf der unveräußerlichen Baſis des 
alten jüdiſchen Religionsgeſetzes zu errichten und zu erhalten. Ihre 
opferfreudige Hingebung in Verbindung mit der inneren Berechti— 
gung ihres Vorgehens wurde im Jahre 1864 ſeitens der vater— 
ſtädtiſchen Behörden durch die Verleihung der Corporationsrechte 
gewürdigt. 

Die Religionsgeſellſchaft, indem ſie in die religiöſen Pflichten 
der alten Gemeinde eintrat und denſelben ausreichend und nach 
beſten Kräften genügt, durfte vorausſetzen, daß vor der religiöſen 
Ueberzeugung ihrer Bekenntnisgenoſſen ſie damit auch in die religi— 
öſen Rechte des alten religiöſen Gemeinweſens eingetreten, deſſen 
Fortſetzung ſie bildet, und das von allen ſeinen Bekennern den 
hingebungsvollen Anſchluß an ſeine Gemeinſchaft aus freiem innerm 
Gewiſſensdrang zu erwarten berechtigt iſt. 

Die im ſteten Wachſen begriffene Zahl ihrer Mitglieder, ſowie 
das ſtets fortſchreitende Gedeihen ihrer Inſtitutionen, bezeugen hin⸗ 
länglich, wie die Iſrael. Religionsgeſellſchaft mit dieſen ihren im 


Geiſte des alten jüdiſchen e e 5 Voraus⸗ 
ſetzungen ſich gottlob nicht getäuſcht. 
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Das alte jüdische Religionsgeſetz, das zugleich das Grundſtatut 
eines jeden jüdiſchen Gemeinweſens bildet, hat auch der Iſrael. 
Religionsgeſellſchaft die Grundnormen für ihr religiöſes Gemeinde— 
leben gegeben, und nichts konnte und kann in ihr allgemeine Geltung 
erlangen, was nicht den Beſtimmungen dieſes Religionsgeſetzes 
gemäß iſt, wie ſie uns in Thora, Talmud und den rabbiniſchen 
Codices Schulchan Aruch überliefert ſind. 


Die Aufgabe der Religionsgeſellſchaft iſt daher, die für die 
Erkenntnis und Erhaltung des Religionsgeſetzes erforderlichen 
Inſtitutionen durch vereinigte Kräfte dauernd herzuſtellen und zu 
immer größerer Vollendung zu bringen. Jedes Mitglied iſt demnach 
religionsgeſetzlich verpflichtet, nach dem Maße ſeiner materiellen 
und geiſtigen Mittel zur Löſung dieſer gemeinſamen Aufgabe bei— 
zutragen und ſeinen Vermögensverhältniſſen entſprechende Beiträge 
an die religiöſen Gemeinſchaftskaſſen zu leiſten, ſowie ein ihm 
übertragenes Amt mit gewiſſenhafter Treue dem Auftrage gemäß 
zu übernehmen und zu verwalten. 


Nach eben dieſem Religionsgeſetze ſind alle ſelbſtſtändigen 
beitragenden Mitglieder in der zur Ordnung ihrer Angelegenheiten 
zuſammentretenden Generalverſammlung ſtimmberechtigt, und haben 
die nach Stimmenmehrheit in ſolchen Verſammlungen gefaßten 
Beſchlüſſe, ſowie die durch deren ſtillſchweigende Zuſtimmung Uſus 
gewordenen Regelungen — ihren Einklang mit dem Religionsgeſetze 
vorausgeſetzt — für die ganze Gemeinſchaft, auch für die etwa 
diſſentirende Minderheit, verpflichtende Giltigkeit und können nur 
durch einen ordnungsmäßig gefaßten Mehrheitsbeſchluß wieder ab— 
geändert werden. 


Die Gemeinde beſtellt nach eben dieſem Religionsgeſetze zur 
Vertretung ihrer Angelegenheiten durch Mehrheitswahlen ernannte 
Vorſtände, denen innerhalb der ihnen übertragenen Befugnis und 
der von dem Religionsgeſetze gezogenen Grenzen vollgiltige Voll— 
macht zu einer von allen Mitgliedern zu beachtenden Wirkſamkeit 
erteilt iſt, und ernennt ebenſo einen Rabbiner zur Lehre des Reli— 
gionsgeſetzes und zur Entſcheidung nach demſelben für die ſolcher 
Entſcheidung bedürftigen Angelegenheiten des privaten und Ge— 
meindelebens, ſowie zur Ueberwachung und Leitung der religiöſen 
Anſtalten. 


Lehre und Wort des Rabbiners ſind für die Gemeinde eine 
entſcheidende Autorität, jedoch wiederum nur in der Vorausſetzung, 
daß ſeine Ausſprüche und Erklärungen den Beſtimmungen des über 
Allen ſtehenden Religionsgeſetzes gemäß ſind. 


DENE 


Das waren und ſind die für immer bleibenden Normen eines 
jüdiſchen Gemeinweſens, welche der Iſrael. Religionsgeſellſchaft 
mit ihrem Zuſammentritt auf dem Boden des alten jüdiſchen Reli— 
gionsgeſetzes gegeben waren und auf deren Grund ſich unſer bis— 
heriges Gemeindeleben ſegensreich entwickelt und durch den Uſus 
ſanctionirte Ordnungen erlangt hat, die jetzt in Schrift und Druck 
niederzulegen als Bedürfnis anerkannt worden. 


Möge dieſe unſere Gemeindeordnung ſich ſegensreich für die 
fernere Entwickelung unſeres religiöſen Gemeindelebens bewähren 
und das unter Gottes Beiſtand fortſchreitende Gedeihen unſerer 
Inſtitutionen für alle Zukunft ein glänzendes Zeugnis für die 
Wahrheit ablegen, daß der Geiſt opferfreudiger Gewiſſenstreue, wie 
ihn das alte Judentum in der Bruſt ſeiner Bekenner nährt und 
pflegt, ſtark genug iſt, ohne ſtaatliche Nötigung die geiſtigen und 
ſittlichen Intereſſen eines jüdiſch-religiöſen Gemeinweſens auf der 
Höhe aller berechtigten Anforderungen in dauernder Blüte zu 
erhalten. 


Frankfurt a. M., 21. Dezember 1874. 


Der Vorſtand der Israelitiſchen Religionsgeſellſchaft. 
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Fundamental-Beſtimmungen. 


St. 


Das Grundgeſetz der Iſraelitiſchen Religionsgeſellſchaft 
Kehilath Jeschurun iſt das alte jüdische Religionsgeſetz, wie es in 
Thora, Talmud, und den rabbiniſchen Codices Schulchan. Aruch 
überliefert iſt; die in ihnen enthaltenen Beſtimmungen ſind ihr die 
höchſte Autorität. Alle Maßnahmen und Beſchlüſſe der Religions— 
geſellſchaft haben nur Geltung, wenn ſie dieſen Beſtimmungen nicht 
widerſprechen. 


8 2. 


Die Iſr. Religionsgeſellſchaft hat die Aufgabe, die Grundlagen 
des Judentums: Thora, Abodah und Gemiluth Chaſſadim mit 
vereinigten Kräften zu fördern und die zu deren Ausübung und 
Pflege erforderlichen Anſtalten und Inſtitutionen herzuſtellen und 
zu erhalten. Sie iſt die alte jüdiſche Frankfurter Kehilla, die Fort— 
trägerin ihrer Zwecke, die Pflegerin ihrer Prinzipien und Aufgaben, 
die Erbin ihrer religiöſen Rechte. 


Mitglieder. 
8 3. 


Alle dahier wohnhaften Juden, mit Ausnahme der im 8 4 
bezeichneten, können Mitglieder der Iſrael. Religionsgeſellſchaft 
werden. Die Aufnahme geſchieht durch den Vorſtand (§ 14). Die— 
ſelbe kann ohne Angabe der Gründe verweigert werden, doch iſt in 
einem ſolchen Falle der Recurs an den Ausſchuß (8 21) zuläſſig. 


8 4. 


Als Mitglieder können nicht aufgenommen werden: 

a. Jeder Jude, an dem der religiöſe Act der Beſchnei— 
dung, dem Religionsgeſetz entgegen, nicht vorgenom— 
men worden, oder der die Beſchneidung ſeines Sohnes 
verweigert. 

b. Jeder, der in einer vom Religionsgeſetze verbotenen 
Ehe lebt, oder der nach Vollzug der Civiltrauung 
nicht die religiöſe Trauung 
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vornehmen läßt. 
Tritt einer dieſer Fälle bei einem Mitgliede ein, ſo ſcheidet 
dasſelbe dadurch aus der Religionsgeſellſchaft und verliert alle Rechte 
an dieſelbe. Bereits bezahlte Beiträge werden nicht zurückvergütet. 


Rechte der Mitglieder. 
8 5. 


Jedes Mitglied der Religionsgeſellſchaft hat das Recht, alle 
Anſtalten der Religionsgeſellſchaft für ſich, ſeine Frau und ſeine 
noch nicht ſelbſtſtändigen Kinder unentgeltlich oder, inſofern Ge— 
bühren dafür erhoben werden, gegen die feſtgeſetzten Taxen innerhalb 
der für dieſe Anſtalten feſtgeſetzten Reglements zu benutzen. Alle 
männlichen Mitglieder ſind nach erlangter Volljährigkeit zur Teil⸗ 
nahme an der Generalverſammlung (§ 9) und zur Abſtimmung 
in derſelben berechtigt. Sie ſind alsdann, wenn ſie drei Jahre 
der Religionsgeſellſchaft als Mitglieder angehört haben und die 
ſtatutenmäßige Qualification beſitzen, zu allen Aemtern der Religi— 
onsgeſellſchaft wählbar. 


Beiträge. 


§ 6. 

Jedes Mitglied iſt zur Zahlung eines Jahresbeitrags ſowohl 
zur Cultus⸗, als zur Schulkaſſe verpflichtet. Die Höhe dieſer Bei— 
träge iſt bei der Aufnahme zu vereinbaren, und bleiben dieſe Ver— 
einbarungen unverändert fortbeſtehen bis eine nene Vereinbarung 
zwiſchen dem Vorſtande und dem betreffenden Mitgliede getroffen iſt. 


e 


Bei eintretender Verbeſſerung der Vermögensverhältniſſe eines 
Mitgliedes wird von ihm erwartet, daß er ſeine Jahresbeiträge 
freiwillig oder mindeſtens auf Aufforderung des Vorſtandes erhöht, 
während bei einer Verringerung derſelben eine Ermäßigung der 
Jahresbeiträge mit Genehmigung des Vorſtandes zuläſſig iſt. 

Die Beiträge werden halbjährlich im voraus erhoben. 


§ 7. 


Jedes Mitglied, das ungeachtet wiederholter ſchriftlicher Auf— 
forderung mit der Zahlung ſeiner Beiträge länger als ein Jahr im 
Rückſtande bleibt, kann vom Vorſtand aus der Religionsgeſellſchaft 
ausgeſchloſſen werden und verliert dann alle Rechte ſowie alle 
Anſprüche an dieſelbe, unbeſchadet ſeiner Pflicht, die bis zur Aus— 
ſchließung erwachſenen Beitragsrückſtände zu bezahlen. Statt der 
Ausſchließung kann auch die Suspendirung aller im $ 5 bezeich— 
neten Rechte bis zur Zahlung verfügt werden. 


Organe. 
8 8. 


Die Organe der Religionsgeſellſchaft ſind: 
a. die Generalverſammlung (§ 9). 
b. der Vorſtand (8 14). 

. der Ausſchuß (8 19). 

die Commiſſionen ($ 23). 


=‘ 


Generalverſammlung. 


87% 


Die ordentliche Generalverſammlung aller nach $ 5 ſtimm— 
berechtigten Mitglieder der Iſr. Religionsgeſellſchaft findet alljährlich 
im Monate Dezember ſtatt. 

Außerdem iſt der Vorſtand unter Zuſtimmung des Ausſchuſſes 
berechtigt, zur Erledigung dringender Angelegenheiten außerordent— 
liche Generalverſammlungen zu berufen. Auf Antrag von ¼ aller 
ſtimmberechtigten Mitglieder iſt der Vorſtand verpflichtet, zur Be— 
rufung einer außerordentlichen Generalverſammlung zu ſchreiten, 
und zwar dergeſtalt, daß letztere innerhalb 6 Wochen, vom Tage 
der Einreichung des Antrags an gerechnet, ſtattfinden. 


A 
§ 10. 


Die Generalverſammlung beſchließt über alle diejenigen Ange— 
legenheiten der Religionsgeſellſchaft, über welche nach § 1 ein 
Gemeinde-Beſchluß nicht unzuläſſig iſt und welche nicht vermöge 
der Statuten zu dem Reſſort des Vorſtandes und des Ausſchuſſes 
gehören. 

Insbeſondere hat die Generalverſammlung 

a. die Wahl der Mitglieder des Vorſtandes und Ausſchuſſes, 
reſp. deren jährliche Ergänzungen und etwa erforderlich 
werdende Erſatzwahlen vorzunehmen; 

b. die Entſcheidung über die vom Vorſtande und Ausſchuſſe 
oder von mindeſtens zehn Mitgliedern ſtatutenmäßig 
(S 12) geſtellten Anträge zu treffen; 

e. die Wahl des Rabbiners aus den vom Vorſtande im 
Einverſtändnis mit dem Ausſchuſſe vorgeſchlagenen 
Candidaten zu vollziehen, ſowie 

d. die Ermächtigung zur Aufnahme von Hypotheken und 
Anlehen und zur Veräußerung von Grundeigentum zu 
erteilen; 

e. über Aenderungen der Statuten zu beſchließen (§ 39). 


Beſchlußfaſſung. 
11. 


Um: 


Die Generalverſammlung faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmen— 
mehrheit und ſind dieſelben auch für die nicht erſchienenen Mit— 
glieder bindend. 

Bei außerordentlichen Generalverſammlungen tt die Anweſen— 
heit von !/, aller ſtimmberechtigten Mitglieder erforderlich. Bei 
Gleichheit der Stimmen iſt der Antrag abgelehnt. 


Bei Wahlen genügt eine relative Stimmenmehrheit, wenn ſich 
mindeſtens / aller abgegebenen Stimmen auf den Betreffenden 
vereinigen. Iſt dies nicht der Fall, ſowie bei Gleichheit der Stimmen 
für zwei oder mehrere Candidaten iſt zur engeren Wahl dergeſtalt 
zu ſchreiten, daß bei Gleichheit der Stimmen die Betreffenden und, 


wenn Keiner ¼ der Stimmen erhalten, die beiden mit relativ höchſter 


Stimmenzahl Betroffenen auf die engere Wahl gebracht werden. 
Bei Statutenänderungen iſt die Anweſenheit von mindeſtens 

der Hälfte aller Stimmberechtigten und die Zuſtimmung von */g 

der Erſchienenen erforderlich. Die Wahlen geſchehen in geheimer 
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Abſtimmung vermittelſt Stimmzettel. Alle Stimmen müſſen per⸗ 
ſönlich abgegeben werden. Eine Stimmenabgabe durch ſchriftliche 
Einſendung oder durch Bevollmächtigung iſt unzuläſſig. 


Berufung und Anträge. 


8 12. | 

In der Berufung der Generalverſammlung, welche mindeſtens 
acht Tage vor deren Zuſammentritt zu erfolgen hat, iſt zugleich 
die Tagesordnung anzugeben. Ueber Anträge, die nicht auf der 
Tagesordnung ſtehen, kann in der Generalverſammlung nicht ab— 
geſtimmt werden. 8 

Anträge, die nicht von dem Vorſtande und dem Ausſchuſſe 
geſtellt werden, müſſen von mindeſtens zehn Mitgliedern unter— 
zeichnet, mindeſtens vier Wochen vor der Generalverſammlung bei 
dem Vorſtande eingereicht und von dieſem dann auf die Tages— 
ordnung der nächſten ordentlichen oder außerordentlichen-General— 
verſammlung geſetzt werden. 


Leitung und Berichterſtattung. 


SP 


Der Vorſitzende des Vorſtandes oder deſſen Stellvertreter 
präſidirt der Generalverſammlung und ernennt einen Schriftführer, 
ſowie zwei Scrutatoren, welche Letztere nicht Mitglieder der Ver— 
waltung ſein dürfen. Das Protokoll der Generalverſammlung iſt 
von dem Vorſitzenden, den anweſenden Vorſtands- und Ausſchuß— 
mitgliedern, dem Protocollführer und den Scerutatoren zu unter— 
zeichnen. Die Geſchäftsordnung der Generalverſammlung erläßt 
der Vorſtand und Ausſchuß. 

Der Vorſtand erſtattet alljährlich der ordentlichen General— 
verſammlung einen Jahresbericht über die Entwicklung und die 
finanziellen Ergebniſſe der Religionsgeſellſchaft und ihrer Anſtalten 
und legt zugleich den Bericht der Reviſions-Commiſſion (§ 38) vor. 


Der Vorſtand. 


8 14. 


Der Vorſtand iſt die oberſte Verwaltungsbehörde der Religi— 
onsgeſellſchaft und vertritt dieſelbe ſowie die von ihr gegründeten 
Anſtalten nach Innen und Außen und bei den Behörden und 
Gerichten. 17 


a ARE 


Insbeſondere hat derſelbe folgenden Geſchäftskreis: 

a. Aufnahme neuer Mitglieder und die Feſtſtellung der 
Jahresbeiträge mit denjelben.. 

b. Erhebung und Verwaltung aller Einkünfte der Religions— 
geſellſchaft und die Entrichtung aller von derſelben zu 
leiſtenden Zahlungen, ſowie die Rechnungsführung da— 
rüber. 

e. Beaufſichtigung, Verwaltung und Anlage des Vermögens 
der Religionsgeſellſchaft. 

d. Die Oberaufſicht über die Verwaltung ſämtlicher An— 
ſtalten der Religionsgeſellſchaft und die ſie leitenden 
Commiſſionen, ſowie über alle dieſelben betreffenden 
Schenkungen und Legate. 

e. Die Beſchlußfaſſung über neue nicht ſtändige Ausgaben 
bis zur Höhe von R.-M. 300 für einen und denſelben 
Zweck. 


fk. Die Einladung zur Generalverſammlung und die 
Leitung derſelben. 


g. Die Ausſchließung von Mitgliedern nach Maßgabe der 
Statuten. 


Ferner in Gemeinſchaft mit dem Ausſchuß: 


h. Die Beſchlußfaſſung über Anſtellung und Entlaſſung 
der Beamten und Angeſtellten der Religionsgeſellſchaft 
und ihrer Anſtalten, ſowie die Feſtſetzung der Beſoldung 
und der ſonſtigen Bedingungen, inſoweit dieſe Anſtel— 
lungen und Feſtſetzungen nicht den betreffenden Com— 
miſſionen übertragen ſind. 

i. Die Wahl und die notwendig werdenden Ergänzungen 
der Commiſſionen für die verſchiedenen Verwaltungs— 
zweige und Anſtalten, ſowie die Begründung neuer 
Anſtalten. Er iſt berechtigt, Regulative und Inſtructionen 
für die Verwaltung der Anſtalten zu erlaſſen. 

k. Die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung der Generalver— 
ſammlung, ſowie 

J. des Schulgeldes der Unterrichtsanſtalt und der Tarife 
aller Anſtalten. 

m. Einleitungen zur Wahl des Rabbiners zu treffen und 
der Generalverſammlung einen oder mehrere Candidaten 
zu dieſem Zwecke vorzuſchlagen. 


e 


n. Die Bewilligung aller ſtändigen Ausgaben, ſowie nicht 
ſtändiger, inſoweit ſie den Betrag von R.-M. 300 für 
einen und denſelben Zweck überſteigen. 


0. Beſchlußfaſſung über Eingaben an die Behörden und 
Gerichte, ſowie über Berufung von Generalverſamm— 
lungen, über Ankauf oder Veräußerung von Grund— 
eigentum und zwar im letzteren Falle unter Vorbehalt 
der Entſcheidung der Generalverſammlung, ſowie über 
die Anlage der Fonds. 


$ 15. 


Der Vorſtand beſteht aus 5 Mitgliedern, welche fünf Jahre 
im Amte zu verbleiben haben. Am Ende des Kalenderjahres tritt 
dasjenige oder treten diejenigen Mitglieder aus, die bereits 5 Jahre 
im Amte ſind, und wird die Ergänzungswahl ſeitens der General— 
verſammlung vollzogen. 


Tritt innerhalb des Jahres eine Vacanz ein, ſo hat der Dienſt— 
älteſte des Ausſchuſſes als Stellvertreter bis längſtens Ende des 
Jahres in den Vorſtand einzutreten, bis zu welchem Termine eine 
Neuwahl durch die Generalverſammlung ſtattzufinden hat. Werden 
aber zwei oder mehrere Stellen vacant, ſo haben Erſatzwahlen 
binnen 4 Wochen durch eine außerordentliche Generalverſammlung 
ſtattzufinden. Die austretenden Vorſtandsmitglieder ſind für das 
nächſte Jahr in das Vorſtands-Collegium nicht wieder wählbar. 


Die in Erſatzwahlen Gewählten treten hinſichtlich der Amts— 
dauer an die Stelle der zu Erſetzenden ein. 


8 16. 


Der Vorſtand wählt möglichſt aus ſeiner Mitte einen Caſſier, 
einen Rechnungsführer und 
einen Schriftführer. 
Vorſitzender iſt in der Regel der Dienſtälteſte, event. das vom 
Vorſtande hierzu erwählte Mitglied. 
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Der Vorſtand verſammelt ſich auf Einrufen ſeines Vorſitzenden 
in der Regel mindeſtens einmal jeden Monat. 

Wenn zwei Vorſtandsmitglieder es verlangen und den zu 
verhandelnden Gegenſtand angeben, iſt der Vorſitzende verpflichtet, 
eine Vorſtandsſitzung binnen 4 Tagen zu berufen. 


— 11 — 
818. 


Ueber die Sitzungen des Vorſtandes iſt ein fortlaufendes 
Protokoll zu führen. 

Der Vorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit 
und iſt beſchlußfähig, ſobald drei ſeiner Mitglieder zugegen und die 
übrigen ordnungsmäßig eingeladen ſind. Wichtige Angelegenheiten 
ſind jedoch möglichſt bis zur Vollzähligkeit zu verſchieben. Bei 
Stimmengleichheit iſt jeder Teil berechtigt, die Zuziehung, reſp. 
Entſcheidung des Ausſchuſſes zu verlangen. Werden Beſchlüſſe nur 
mit zwei Stimmen gefaßt, ſo kann das diſſentirende Mitglied die 
Verſchiebung der Angelegenheit auf die nächſte Sitzung verlangen. 
Wiederholt ſich bei dieſer zweiten Sitzung derſelbe Fall und leidet 
die Angelegenheit keinen Aufſchub, jo iſt dieſelbe ebenfalls durch 
Zuziehung des Ausſchuſſes zur Erledigung zu bringen. 


Der Ausſchuß. 


§ 19. 


Der Ausſchuß beſteht aus 6 Mitgliedern, welche drei Jahre 


im Amte bleiben. Am Ende des Kalenderjahres treten diejenigen 
Mitglieder aus, die bereits 3 Jahre im Amte ſind und werden 
durch Wahl ſeitens der Generalverſammlung erſetzt. Die aus— 
tretenden Mitglieder ſind für das folgende Jahr in das gleiche 
Collegium nicht wieder wählbar. 

Werden innerhalb des Jahres eine oder zwei Ausſchußſtellen 
vacant, jo hat die nächſte Generalverſammlung Erſatzwahlen vor— 
zunehmen. Werden aber mehr als zwei Stellen vacant, ſo iſt eine 
außerordentliche Generalverſammlung zur Vornahme der Erſatz— 
wahlen einzuberufen. 

Die in Erſatzwahlen Gewählten treten hinſichtlich der Amts— 
dauer an die Stelle der zu Erſetzenden ein. 


§ 20. 


Der Ausſchuß verſammelt ſich auf Anſuchen des Vorſitzenden 


des Vorſtandes zu gemeinſchaftlichen Sitzungen mit dem Vorſtande. 
Auf Verlangen von zwei Vorſtands- oder zwei Ausſchußmitgliedern, 
welche zugleich den zu verhandelnden Gegenſtand angeben, iſt der 
Vorſitzende verpflichtet, eine Sitzung des vereinigten Vorſtandes 
und Ausſchuſſes binnen acht Tagen zu berufen. 


§ 21. 


Der Ausſchuß iſt berechtigt, alle von dem Vorſtande oder von 
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einzelnen Mitgliedern geſtellten Anträge zunächſt in einer getrennten 
Sitzung zu beraten. 

Beſchwerden gegen den Vorſtand wegen verweigerter Aufnahme 
ſind jedenfalls in getrennter Sitzung zu verhandeln. 


Faßt der Ausſchuß einen dem Vorſtande entgegengeſetzten 
Beſchluß, ſo iſt der Gegenſtand nochmals in gemeinſchaftlicher 
Sitzung zu beraten und mit Stimmenmehrheit endgültig darüber 
zu beſchließen. 


8 22. 


Der Dienſtälteſte des Ausſchuſſes, event. der von dem Aus— 
ſchuſſe dazu Gewählte, führt in den Ausſchußſitzungen den Vorſitz 
und beruft dieſelben. 

Auf Verlangen von zwei Ausſchußmitgliedern, welche den zu 
verhandelnden Gegenſtand angeben, hat der Vorſitzende binnen 
4 Tagen eine ſolche getrennte Sitzung zu berufen. 

Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn 4 ſeiner Mitglieder 
anweſend und die anderen ordnungsmäßig eingeladen ſind. 


Die Verwaltungs⸗Commiſſionen. 
8 23. 


Alle Anſtalten der Religionsgeſellſchaft werden von Eom- 
miſſionen verwaltet, welche aus mindeſtens einem Vorſtands-, einem 
Ausſchuß⸗ und 1 bis 5 Geſellſchaftsmitgliedern beſtehen und vom 
Vorſtand und Ausſchuß in gemeinſchaftlicher Sitzung gewählt werden. 


| Die Vorſtands- und Ausſchußmitglieder treten aus, ſobald ſie 
aus dieſen Körperſchaften ausſcheiden; von den Geſellſchaftsmit⸗ 
gliedern tritt in der Regel alljährlich der Dienſtälteſte aus. 


8 24. 


Die der Unterrichtsanſtalt vorgeſetzte Verwaltungs-Commiſſion 
führt den Namen Schulrat und beſteht aus mindeſtens 6 Mitgliedern. 
Der Rabbiner und, im Falle derſelbe nicht gleichzeitig die Director— 
ſtelle bekleidet, auch der Director ſind ſtändige Mitglieder des 
Schulrats.“ Die Funktionen des Schulrats wird das Schulregulativ 
feſtſtellen. Dem Director iſt die pädagogiſche, didaktiſche und dis— 
ziplinäre Leitung der Unterrichtsanſtalt innerhalb des Schulplans 
übertragen. Bei Lehreranſtellungen hat der Director den Vorſchlag 
und der Schulrat die Wahl, die bei ſtändigen Lehrern der Ge— 
nehmigung des Vorſtandes und Ausſchuſſes unterliegt. 


Mc Ye 
§ 25. 


Zum Vorſtands-, Ausſchuß- und Commiſſionsmitglied iſt 
wählbar: 

Jedes männliche Mitglied der Religionsgeſellſchaft, welches 
bereits drei Jahre derſelben angehört, das 25. Lebensjahr zurück— 
gelegt hat, bürgerlich und religiös (§ 27) unbeſcholten iſt. In den 
Vorſtand ſind jedoch nur ſolche Mitglieder wählbar, die mindeſtens 
ein Jahr bereits im Vorſtand oder Ausſchuß, oder in einer der 
verſchiedenen Verwaltungs-Commiſſionen (8 23) als Mitglied 
functionirt haben. 

§ 26. 


Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Brüder 
und Schwäger, ſowie Teilhaber einer und derſelben Handlung 
können nicht gleichzeitig Mitglieder des Vorſtandes oder des Aus— 
ſchuſſes oder einer Commiſſion (§ 23 u. 38) ſein, auch kann Nie— 
mand zu gleicher Zeit als Mitglied dem Vorſtande und dem Aus— 
ſchuſſe angehören. 

Mit Beſoldung Angeſtellte der Religionsgeſellſchaft können 
weder in den Vorſtand oder Ausſchuß noch in die Commiſſionen 
gewählt werden, oder darin verbleiben, wenn ſie vor ihrer Anſtel— 
lung Mitglieder waren. 

Ausnahmen hiervon finden hinſichtlich des Rabbiners, und 
wenn derſelbe das Directorat nicht bekleidet, auch hinſichtlich des 
Directors ſtatt in Betreff der Funktionen derſelben als Mitglieder 
des Schulrats. 


§ 27. 


Wer am Samſtag oder Feiertag öffentlich ein Geſchäft betreibt 
oder dieſelben ſonſt öffentlich entweiht, wer ſelbſtgeſtändlich einen 
nicht koſcheren Hausſtand führt oder öffentlich dd dim iſt, oder 
durch einen öffentlichen Act oder eine öffentliche Schrift die Fun— 
damentalprinzipien des überlieferten Judentums verleugnet, iſt zu 
jedem Amte der Religionsgeſellſchaft, mithin auch zur Wahl in den 
Vorſtand, Ausſchuß und die Commiſſionen unfähig und erlangt 
ſeine Wählbarkeit erſt dann wieder, wenn er mehrere Jahre als 
geſetzestreuer Jude gelebt hat. 


§ 28. 


Wird eine von der Generalverſammlung getroffene Wahl in 
Folge der §§ 25, 26 und 27 beanſtandet, jo hat der Vorſtand und 
Ausſchuß entweder ſofort oder innerhalb 14 Tagen über deren Zu— 
läſſigkeit zu entſcheiden und im verneinenden Falle eine Neuwahl 
entweder ſofort oder in einer außerordentlichen Generalverſammlung 
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innerhalb zwei Monate vornehmen zu laſſen, von dem Tage an 
gerechnet, an welchem die als ungültig erklärte Wahl ſtattgefunden. 


Anſtalten und Inſtitutionen. 


8 29. 


Die Anſtalten und Inſtitutionen, deren Erhaltung für alle 
Zeiten eine Pflicht der Religionsgeſellſchaft bildet, ſind 
die Synagoge, 
die Unterrichtsanſtalt, 
das rituelle Bad, 
die Kaſchruthanſtalten (Koſcherfleiſch-Schirne, Koſcherbäckerei, 
Mazzoth-Bäckerei u. ſ. w.) 
die Wohltätigkeitsanſtalten und 
das Rabbinat. 


8 30. 


Die Unterrichtsanſtalt hat ihre getrennten Fonds, deren Ex— 
trägniſſe für dieſe Anſtalt verwendet werden dürfen. 

Alle Mitglieder der Religionsgeſellſchaft ſind verpflichtet, einen 
Beitrag zur Schulkaſſe zu zahlen (§ 6). 

Ueberſchüſſe der laufenden Kaſſe werden nach Beſchluß des 
Vorſtandes und Ausſchuſſes entweder auf das nächſte Jahr über— 
tragen oder in den Reſervefond der Anſtalt gelegt. Sich ergebende 
Deficits werden aus der Kaſſe der Religionsgeſellſchaft gedeckt. 


§ 31. 


Die anderen Commiſſionen erhalten einen vom Vorſtande und 
Ausſchuſſe zu beſtimmenden Betriebsfond aus der Kaſſe der Reli— 
gionsgeſellſchaft und haben alljährlich den am Ende des Rechnungs— 
jahres vorhandenen Ueberſchuß an die Kaſſe der Religionsgeſellſchaft 
abzuliefern, reſp. erhalten ihr Deficit aus derſelben gedeckt, ſo daß 
der Betriebsfond intact bleibt. 

Der vereinigte Vorſtand und Ausſchuß iſt zur Erlaſſung von 
Regulativen und Inſtruktionen für die Verwaltung und Benutzung 
der verſchiedenen Anſtalten berechtigt und kann die betreffenden 
Commiſſionen mit der Anfertigung von Entwürfen beauftragen. 
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Der Rabbiner. 
5 32. 


Der Rabbiner it die religionsgeſetzliche Autorität der Ge— 
meinde für alle religionsgeſetzliche Angelegenheiten derſelben und 
ihrer Mitglieder; ihm iſt die Sorge für die Erkenntnis und Er— 
füllung des Religionsgeſetzes innerhalb der Religionsgeſellſchaft an— 
vertraut und hat er die Kenntnis desſelben durch Lehrvorträge 
und Ueberwachung des Jugendunterrichts zu pflegen. Er überwacht 
ferner alle Anſtalten der Religionsgeſellſchaft und ſorgt für die 
pünktliche Handhabung der religionsgeſetzlichen Vorſchriften in den— 
ſelben, er vollzieht alle religionsgeſetzlichen Acte, wie Trauungen, 
Eheſcheidungen und Chalizah und entſcheidet über caſuelle Fragen 
der einzelnen Mitglieder wie der Geſamtheit. 

Auch die Autorität des Rabbiners iſt durch das religiöſe 
Grundgeſetz begrenzt und haben ſein Wort und ſein Wirken nur 
Geltung, wenn ſie mit den Beſtimmungen desſelben ſich im Ein⸗ 
klange befinden. Nur innerhalb der von dieſem Geſetze ſanktionir— 
ten Grenzen hat derſelbe zu lehren und zu entſcheiden, ſowie die 
ſeiner Aufſicht unterſtellten religiöſen Anſtalten zu überwachen und 
zu leiten. 

Der Rabbiner iſt ſtändiges Mitglied des Schulrats und führt 
in der Regel das Direktorat der Unterrichtsanſtalten der Religions— 
geſellſchaft. 
3:7 § 33. 

Bei eintretender Vakanz hat der Vorſtand baldmöglichſt Ein— 
leitungen wegen Neubeſetzung dieſes Amtes zu treffen. Er hat 
demgemäß ſich in Gemeinſchaft mit dem Ausſchuſſe um geeignete 
Capazitäten umzuſehen und längſtens binnen Jahresfriſt einen 
oder mehrere Candidaten der Generalverſammlung zur Wahl vor— 
zuſchlagen. 

Die Generalverſammlung hat entweder den Vorgeſchlagenen 
zu wählen, reſp. aus den Vorgeſchlagenen eine Wahl zu treffen 
oder den Vorſtand zu einem andern Vorſchlag zu veranlaſſen. 


834. 


Bei einer vorzunehmenden Rabbinerwahl muß der Anzuſtellende 
von gediegener allgemeiner und ſpeziell jüdiſch-wiſſenſchaftlicher 
Bildung, insbeſondere aber ein gründlicher Kenner der bibliſchen, 
talmudiſchen und rabbiniſchen Schriften älterer und ſpäterer Zeit ſein, 


5 


die das in der Religionsgeſellſchaft ſanctionirte religibſe Grundgeſetz 
bilden; er muß deren Inhalt als die unverbrüchlichen Prinzipien 
ſeines Privatlebens und rabbiniſchen Wirkens anerkennen und betä— 
tigen und das Rabbinatsdiplom, dn d, von einer rabbiniſchen 
Autorität erlangt haben, von welcher die Religionsgeſellſchaft die 
Ueberzeugung hat, daß ſie auf den gleichen Prinzipien ſteht. Auch 
ſoll derſelbe womöglich genügende pädagogiſche Kenntniſſe beſitzen, 
um das Direktorat der Schule übernehmen zu können. 

Ueber Gehalt, Dauer und Bedingungen der Anſtellungen 
treffen Vorſtand und Ausſchuß die nötigen Vereinbarungen. 


Stiftungen und Vermächtniſſe. 


8 35. 


Die Religionsgeſellſchaſt nimmt nicht allein Schenkungen und 
Vermächtniſſe für ihre Fonds, ihre laufenden Ausgaben und ihre 
Anſtalten entgegen, ſondern iſt auch berechtigt, die Verwaltung von 
Stiftungen und Vermächtniſſen zu wohltätigen Zwecken, ſobald 
ſolche mit den Zwecken und ſtatutenmäßigen Einrichtungen der 
der Religionsgeſellſchaft übereinſtimmen, zu übernehmen. 


8 36. 


Die Kapitalien ſolcher Stiftungen und Vermächtniſſe ſind 
jederzeit für alle anderen Zwecke unantaſtbar und deren Exträgniſſe 
gewiſſenhaft den Beſtimmungen des Stifters und Teſtators gemäß 
zu verwenden. Sie dürfen unter keiner Bedingung ihren urſprüng— 
lichen Zwecken entfremdet werden. 


Rechnungslegung. 


8 37, 


Ende September jeden Jahres find die Bücher der Religions 
geſellſchaft, ihrer Anſtalten und Fonds abzuſchließen und haben die 
Caſſierer, Verwalter und Rechnungsführer dem Vorſtande eine Ab— 
rechnung einzureichen. | 


Reviſionscommiſſion. 


8 38. 


Dieſe Abrechnungen werden von einer vom Vorſtande in 
gemeinſchaftlicher Sitzung mit dem Ausſchuſſe zu wählenden Revi— 
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ſionscommiſſion, beſtehend aus einem Vorſtands-, einem Ausſch 
und drei Geſellſchaftsmitgliedern, geprüft und mit den Belegen 
Büchern, Kaſſenbeſtänden und Wertpapieren genau verglie 
Ueber den Befund iſt dem Vorſtande Bericht zu erſtatten, der 
Grund dieſes Berichtes den einzelnen Caſſierern und Verwal 
decharge erteilt. 


Dieſe Abrechnungen, ſowie der Bericht der Nevifione 
ſind der Generalverſammlung vorzulegen. 


* der Statuten. 
8 39. 


Die Fundamentalbeſtimmungen 8 § 1 und 2, ſowie § 4 und 
ſind in Uebereinſtimmung mit den bei der Gründung der Religic 
geſellſchaft feſtgeſtellten Grundzügen unabänderlich. Die übrigen 
können nur durch eine Generalverſammlung, in welcher mindeſt 
die Hälfte aller ſtimmberechtigten Mitglieder anweſend find, 
einer Mehrheit von iz der Stimmen abgeändert werden. 


Der Antrag zu Statutenänderungen iſt in der Berufung 
Generalverſammlung anzugeben und kann nur vom Vorſtande 
Ausſchuſſe oder von 50 Mitgliedern geſtellt werden, in w 
letzterem Falle er längſtens 4 Wochen vor der Generalverſamml 
dem Vorſtande ſchriftlich einzureichen iſt. 


8 40. 


Gegenwärtige Statuten werden durch deren Annahme ſeit 
der Generalverſammlung für alle Mitglieder rechtsverbindlich. 


Vorſtehende Statuten wurden von der heute ftattgehak 
außerordentlichen Generalverſammlung genehmigt und ſind da 
für alle gegenwärtigen und künftigen Mitglieder rechtsverbind 
geworden. 


Frankfurt a. M., 21. Februar 1875. 


Der Vorſtand der Iſragelitiſchen Religionsgeſellſche 


m = ö R 
ART 
MAY 19 1976 


2 (N) 
＋ * 
8% or 1080 


CARDS OR SLIPS FROM THIS POCKET 


UNIVERSITY OF TORONTO LIBRARY 


BRIEF 


> M 
0023500 


1 800 Tl 01 0 60 6 
9 W3ll 80d J1HS Av ANY 0 


M3IASNMOG LV ILN 


